Geſetz— Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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= 


(Nr. 6505.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Freienwalde a. d. O. zum Betrage von 40,000 Thalern. 
Vom 12. November 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Freienwalde a. d. O. in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit der Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, der 
Stadt Behufs Errichtung eines Progymnaſiums und zur Beſtreitung anderer außer⸗ 
ordentlicher ſtädtiſcher Bedürfniſſe die Aufnahme eines Darlehns von 40,000 Tha⸗ 
lern durch Emiſſion von Stadt⸗Obligationen zu geſtatten, ertheilen Wir der 
Stadt Freienwalde a. d. O. in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. (Geſetz-Samml. S. 75.) durch gegenwärtiges Privilegium zur Ausgabe 
von 40,000 Thalern auf jeden Inhaber lautender, mit Zinskupons verſehener 
Stadt - Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema in 50 Apoints 

5 L 200. Thaler, 150 Apoints à 100 Thaler und 600 Apoints A 25, Thaler 
auszufertigen, mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen und, von Seiten der 
Gläubiger unkündbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplan durch Auslooſung oder 
Ankauf innerhalb längſtens 31 Jahren vom Jahre 1867. ab zu amortiſiren ſind, 
mit Vorbehalt der Rechte Dritter Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne je 
doch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung 
eine Gewährleiſtung Seitens des Staates zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 12. November 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


* * 


Fabian 1867. (Nr. 6505) 3 Schema 
Ausgegeben zu Berlin den 9. Januar 1867. 


Ber 


Schema für die Obligationen. 
provinz Brandenburg, Regierungsbezirk potsdam. 
(Stadtwappen.) 


Obltgatınn 
der Stadt Freienwalde a. d. O 


üben Thaler Preußiſch Kurant 
Eittr, . „ 
Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums von Een 
Geſetz-Sammlung de 186. Seite 


Wir, der 9 d der Stadt Freienwalde a. d. O., urkunden und bekennen 
hierdurch, daß der Inhaber dieſer Obligation die Summe von .. Thalern 
Kurant, deren Empfang wir beſcheinigen, als einen Theil der auf Grund des 
Allerhöchſten Privilegiums vo nn aufgenommenen Anleihe von 
40,000 Thalern von der Stadt Freienwalde a. d. O. zu fordern hat. 

Die auf fünf Prozent jährlich feſtgeſetzen Zinſen find am 1. April und 


am 1. Oktober jeden Jahres fällig, werden aber nur gegen Rückgabe der aus⸗ 
gefertigten halbjährlichen Zinskupons gezahlt. 
e 11 Der umſtehend abgedruckte Plan enthält die näheren Bedingungen der 
nleihe. 


Das Anleihekapital wird binnen längſtens 31 Jahren amortiſirt. 
Freienwalde a. d. O. den nnn 18 
Der Magiſtrat. 
(Unterſchrift des Dirigenten und zweier anderen Magiſtratsmitglieder.) 
0 Eingetragen in die Kaſſen⸗ Ausgefertigt 
ontrole Fol. N. N. 
f Kämmereikaſſen-Rendant. 


Beigefügt find die Kupons Serie I. 1. bis 20. nebſt Talon. 


Schema 


- 4 - 


Schema zu den Zins: Kupons. 
Provinz Brandenburg, Xegierungsbezirk Potsdam. 


Serie : 
)) ( 
RE ER; Zinſen 
zu der 
Obligation der Stadt Freienwalde a. d. O. 
f Dürr 5 
Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am - I. 18.. 
die nahe Zinſen der Stadt⸗Obligation Littr... . „ Mit, 
o aus der hieſigen Kämmereikaſſe. 
e DEN den eee e 18. 


Der Magiſtrat. 
ö (Safjimite der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und zweier anderen Magiſtratsmitglieder.) 
Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn 
deſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, 
nach Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit, 
abgehoben wird. 
Sehema zu den Talons. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk potsdam. 


Tal on 


zu der 
Obligation der Stadt Freienwalde a. d. O. 
Lift. Ann, 
Mherge sen; Thaler zu fünf Prozent verzinslich. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der vorbe⸗ 
zeichneten Obligation die te Serie Zinskupons für die 1h Jahre 18.. bis 
18.. bei der hieſigen Kämmereikaſſe, ſofern nicht von dem Irbaher der Obli⸗ 
gation gegen dieſe Aushändigung proteſtirt worden iſt. 

Freienwalde a. d. O., den ken 18. 


Der Magiſtrat. 


(JFakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und zweier anderen Magiſtratsmitglieder.) 


(Nr. 6505.) ; RE Plan 


“N - 
land sah 
zu einer 


von der Stadt Freienwalde a. d. O. zur Beſtreitung außer⸗ 
gewoͤhnlicher ſtaͤdtiſcher Ausgaben und Beduͤrfniſſe aufzunehmen⸗ 
ut den Anleihe von 40,000 Thalern. 


5 


1) Von dem Magiſtrate und der Stadtverordneten⸗Verſammlung der Stadt 
Freienwalde a. d. O. iſt beſchloſſen worden, zur Errichtung eines Pro⸗ 
Hehe und zur Beſtreitung anderer außerordentlicher ſtädtiſcher 
Bedürfniſſe eine Anleihe von 40,000 Thalern durch Ausgabe von Stadt⸗ 
Sbligationen, welche eine Zahlungsverpflichtung auf jeden Inhaber ent⸗ 
halten, aufzunehmen. 


2) Die Stadt-Obligationen werden in Apoints zu 200 Thaler, 100 Thaler 
und 25 Thaler ausgefertigt und ausgegeben und bis zur Zurückzahlung 
mit fl rozent jährlich verzinſt. Die Zahlung der Zinſen erfolgt in 
halbjährlichen Terminen, am 1. April und 1. Oktober, gegen Rückgabe 

der Zinskupons bei der Kämmereikaſſe in Freienwalde a. d. O. 


3) Das ganze en wird innerhalb längſtens 31 Jahren vom Jahre 
1867. ab nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane, und zwar in den erſten 
ehn Jahren mit zwei Prozent, in den ferneren zehn Jahren mit drei 
Mrz vom Jahre 1887. ab mit vier Prozent und vom Jahre 1892. 
ab mit fünf Prozent des Urſprungskapitals durch Auslooſung oder freien 
Ankauf getilgt. Den Gläubigern ſteht kein Kündigungsrecht zu; dagegen 
behält ſich die Stadtgemeinde das Recht vor, den Tilgungsfonds mit 
Genehmigung der Königlichen Regierung zu Potsdam zu verſtärken 
und dadurch die Abtragung der Schuld zu beſchleunigen, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Stadt⸗Obligationen zu kündigen. 

Die ausgelooſten oder durch Ankauf getilgten, ſowie die gekündigten 
| Obligationen werden unter Bezeichnung ihrer Nummer und des Ter⸗ 
. mins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, durch den Staatsanzeiger, 
Bern: das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und das Ober⸗ 
Barnimer Kreisblatt, welchem ein von der Königlichen Regierung zu 
beſtimmendes Blatt ſubſtituirt werden kann, öffentlich bekannt gemacht, 
und zwar ſpäteſtens drei Monate vor dem Zahlungstermine. 


4) Die Auszahlung des Kapitals erfolgt gegen bloße Rückgabe der Obli⸗ 


gation nach dem Nennwerthe bei der hieſigen Kämmereikaſſe. Für die 
fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 9 Oi 
5 a e ie 


5) Die Nac ya Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit nicht erhobenen 
Zinſen verjähren zu Gunſten der hieſigen Stadtgemeinde. Mit dem 
Rückzahlungstermine hört die Verzinſung auf. 

6) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen finden die 
Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. (Geſetz-Samml. S. 157.) 
$$. 1. bis 12. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen Anwendung: 

a) die im F. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß dem Magiſtrat gemacht 
werden, welchem alle diejenigen Geſchäfte und Befugniſſe zuſtehen, 
die nach jener Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen, gegen 
die Verfügungen des Magiſtrats findet der Rekurs an die Königliche 
Regierung zu Potsdam fat j 

b) das im $. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen Kreis: 
gerichte zu Wrietzen , 

e) die in den $$. 6. 9. und 12. vor zeſchriebenen Bekanntmachungen 
ſollen durch diejenigen Blätter gan „durch welche die ausge⸗ 
looſten Obligationen veröffentlicht werden; 

ch an die Stelle der im $: 7. erwähnten ſechs Zahlungstermine 

ſollen vier, an die Stelle des im $. 8. erwähnten achten Zahlungs⸗ 
termins ſoll der fünfte treten. Zinskupons können weder aufge⸗ 
boten noch amortiſirt werden; jedoch ſoll demjenigen, welcher den 
Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Verjährungs⸗ 
friſt bei dem Magiſtrate anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Obligation oder ſonſt glaubhaft 
darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen 
Quittung ausgezahlt werden. : 

7) Für die le und Tilgung der Schuld haftet die Stadt Freien⸗ 
walde a. d. O. mit ihrem geſammten Vermögen und ihrer Steuerkraft. 

8) Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zwanzig halbjährliche Zinskupons 
ausgegeben; die ferneren Zinskupons werden für zehnjährige Perioden 
ausgegeben werden. Die 1 9 einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt 
nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung in den zu 3. gedachten 
Blättern durch die hieſige Kämmereikaſſe gegen Ablieferung des der 
älteren Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt 
die Aushändigung der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der 
Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung vor dem in der Bekannt⸗ 
machung beſtimmten Termine geſchehen it 

Freienwalde a. d. O., den 22. Auguſt 1866. 


Der Magiſtrat. 
(Unterſchrift.) 


(N. 6505-6506.) SE (Nr. 6506.) 


Ai Ir Ihren Bericht vom 14. ßer 5 8 bett 3. 9 die ben 5 
Paſſiren der Spreeſchleuſe zu Coſſenblatt, im Kreiſe Beeskow⸗Storkow des Re⸗ 
gierungsbezirks Potsdam, zu erlegende = al fortan nach den Sätzen 
und Vorſchriften des Tarifs für die Schiffahrts⸗Abgabe auf den Waſſerſtraßen 
e . Oder und 1 vom 5. N Bald ( safe mi: ©. 152.) er⸗ 

oben werde. 


Dieſer Erlaß it 16 die Geſeß⸗ eue zu verö nie | 8 1 
al N 19. November n 


805 Wilhelm. x . 
th. v. . Sede Gr. v. Ibenpliz⸗ 


An den Finanzminister und den Minifter für andel 3 
er Wee und fee 1 0 2 
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(Nr. 6507.) Verordnung, betreffend die Maaßregeln gegen die Rinderpeſt im ehemaligen 
i Königreich Hannover. Vom 3. Januar 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen für den Umfang des ehemaligen Königreichs Hannover, was folgt: 


§. 1. 
Die Landdroſteien werden ermächtigt und nach näherer Anweiſung Unſeres 
Miniſters der Medizinal-Angelegenheiten verpflichtet, alle zur Abwehr und Unter⸗ 
drückung der Rinderpeſt erforderlichen Maaßregeln im Verwaltungswege zu treffen. 


§. 2. N 

Wer die Abſperrungs⸗- oder Aufſichtsmaaßregeln oder Einfuhrverbote, welche 

von der zuſtändigen Landdroſtei zur Verhütung des Einführens und Verbreitens 
der Rinderpeſt 1 ſind, übertritt, wird, inſofern nicht eine peinliche Strafe 
eintritt, mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern oder Gefängnißſtrafe bis zu 
ſechs Wochen beſtraft. | 
ft in Folge der Uebertretung Vieh von der Rinderpeſt ergriffen worden, 

ſo tritt regelmäßig die höchſte Gefängnißſtrafe ein. 


Sr 3 
Für alles aus Anlaß der Rinderpeſt auf obrigkeitliche Anordnung getödtete 
Vieh it Erſatz aus der Staatskaſſe, und zwar für geſundes Vieh zum vollen 
1 für krankes zum dritten Theil ſeines Werths im geſunden Zuſtand zu 
eiſten. 

Desgleichen ſind die Koſten, welche durch militairiſche Abſperrung der 
Landesgrenze oder einzelner Ortſchaften oder Gehöfte entſtehen, aus der Staats⸗ 
kaſſe zu decken. 

F. 4. 


| Viehſtücke und giftfangende Gegenſtände, welche wider die beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften ein- oder ausgeführt werden, dürfen nach Anordnung der Obrigkeit ohne 
Verpflichtung zum Erſatz ihres Werths getödtet oder vernichtet werden. 


§. 5. 
Die Koſten „welche durch die aus Anlaß der Rinderpeſt innerhalb ein⸗ 
zelner Gemeinden angeordneten polizeilichen Maaßregeln entſtehen, fallen der be 


treffenden Gemeinde zur Laſt. 
i $. 6. 
Mit der Ausführung dieſer ae „welche ſofort in Wirkſamkeit 
tritt, wird Unſer Miniſter der Medizinal- Angelegenheiten beauftragt. 
(Nr. 6507.) 


* 


NEE 
Die von diefer Verordnung abweichenden Geſetze und Verordnungen, ins⸗ 
beſondere: | 
1) die Verordnung vom 14. Februar 1756., „Unterricht und Verordnung 


von demjenigen, was in den Königlich Großbritanniſchen und Churfürft 
lich Braunſchweig⸗Lüneburg ' ſchen Landen wegen der Hornviehſeuche und 


deren Abwendung zu beobachten“, 


2) die Verordnung vom 9. Februar 1797. „wegen der von den Landes⸗ 
einwohnern bei dem erſten Ausbruch der Viehſeuche zu beobachtenden 
Vorſchriften“, a 


3) die Verordnung vom 18. Dezember 1813., „die Verhütung einer wei⸗ 
teren Verbreitung der Hornviehpeſt betreffend“, 


A) das Geſetz vom 31. Januar 1866., betreffend die Ausdehnung der gegen 
die Lungenſeuche unter dem Rindvieh in Oſtfriesland beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften auf die Rinderpeſt, 


werden hiermit aufgehoben. | 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 3. Januar 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v. Mühler. v. Selchow. 


Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). ; 


